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n ſeiner Rede vor dem Verbande der auswärtigen
Preſſe hat Dr. Streſemann erzählt, wie er an der Ri

jera die Berichte über die Kriſe aufgenommen hat. Es ſei
was überraſchend geweſen, daß dieſes Parlament noch
je Kraft hatte, ſich über die großen Meinungsverſchieden
eiten hinwegzuſetzen und eine Art Volksgemeinſchaft zu

9 den. Regierungsparteien und Oppoſition, die ſcheinbar
züberbrückbarem Gegenſatz zueinander ſtanden, ver

ten alles Trennende beiſeite zu laſſen und ſich zu ge
einſamer Arbeit zuſammenzufinden. Man wird mit dem

enminiſter dieſen Vorgang als beſonders erfreulich be
men, aber ſeine weitere Bemerkung, daß doch eigent
immer eine ſolche Verſtändigung möglich ſei, nicht un

gt unterſtreichen. Es lagen eben die Dinge ungewöhn
ünſtig. Die Rückſicht auf die Reparationsverpflich

ungen zwang dazu, den Etat unter allen Umſtänden
u verabſchieden und nicht zu dem Aushilfsmittel eines

etats zu greifen. So kam es zu einer Einigung auch
das Regierungsprogramm, zumal die Linke nicht der

icht widerſprach, daß der Landwirtſchaft geholfen wer
müſſe. Die Oppoſition gab bereitwillig die Verſiche

ab, keine agitatoriſchen Anträge zu ſtellen, wäh
nd die Koalition ſich auf dieſes Programm beſchränkte
as hat ſich auch durchführen laſſen. Oft aber möchten
r einen gleichen Verſuch nicht unternehmen, denn er

würde ſcheitern und dann für die Zukunft unmöglich ge
nacht werden. So gelang es wenigſtens dieſem Parlament,
n Schönheit zu ſterben
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verfiel ſehr raſch der Auflöſung, Kommuniſten und
ſche waren die Gewinner geweſen und zeigten ſehr

daß ſie zu praktiſcher Arbeit nicht zu verwenden
x Schuhe d ind. Die Verluſte der Mitte rächten ſich. Man wird in
hnen aus d itſchland immer wieder die Erfahrung machen, daß
erwahenſſ ine ruhige Entwicklüng nur durch eine ſtarke Mitte ver
erſeburg ſag uürgt werden kann. Am 7. Dezember des gleichen Jahres

erfolgten die Neuwahlen Herr Ludendorff erſchien nure Grüße ihe

och an der Spitze von 15 Mann, und auch die äußerſte
ſordt e Linke hatte Einbußen zu verzeichnen. Die beiden liberalen
gefraktion arteien kehrten etwas geſtärkt zurück und übernahmen
tiefſchürſed nun die Führung. Sie haben mehr als zwei Jahre
emg lgreich regiert. Nach außen hin wurde die deutſche

ikik auf ſichere Grundlage geſtellt. Die Rückwirkungen
Locarno blieben nicht aus. Man mag ſie noch ſo
chmälern verſuchen, ſie bedeuten doch einen beträcht

en Schritt auf dem Wege zur Gleichberechtigung
tſchlands mit anderen Nationen. Auch innerpolitiſch
de Erhebliches geleiſtet. Zum erſten Male glückte es,
Etat zu balancieren und damit eigentlich erſt die

beſonders

chandlung

uſbau auf
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immt det a liſterung durchzuführen Unerſchütterlich hat ſich die
uch et k behauptet. Das iſt eine Ruhmestat, die vielleicht

Teiteret ſpätere Geſchlechter in ihrer ganzen Größe begreifen
grerbind den. Die Konſolidierung der deutſchen Republik ſetzte
en und rt, obwohl der ausgezeichnete erſte Präſident Friedrich
e alle t den tückiſchen und verlogenen Angriffen ſeiner Geg
n die ner körperlich erlag. Mochten auch die Deutſchnationalen
n Friumphieren, als ſie zu ſeinem Nachfolger Hindenburg

un machten, in Wirklichkeit iſt es ihre ſchwerſte Niederlage
t den. Die Pflichttreue des ehemaligen Generalfeld

n marſchalls hat allen Anfechtungen getrotzt und damit
n Weimarer Verfaſſung endgültig verankert. Bis zum

rz dest Kabinetts Marx iſt die Entwicklung gradlinig
rlaufen.

d in Das letzte Jahrählerverſ Man darf nicht an der Tatſache vorübergehen, daß
ſtatt a de Sozialdemokraten die Schrittmacher der Reaktion ge

n weſen ſind. Hätten ſie ſich im Dezember 1926 bere it gerer be fünden, in das Kabinett einzutre ten, und ſowohl dis
Geſ Lutſche wie die baheriſche Volkspartei waren zur Großen

n dalition bereit, ſo wären uns ſchwere Erſchütterungen
und art geblieben. Die Angſt vor den eigenen radikalen An

irtſchaſn ngern, die damals ſtark mit den Kommuniſten lieb
an üugelten, veranlaßte die Fraktion, die Verhandlungen mit

bürgerlichen Nachbarparteien abzuhrechen, obwohl, was
erkannt werden ſoll, Hermann Müller und Wels ſich
xgiſch dafür einſetzten. Es iſt gewiß richtig, daß ſie da

it dem Zentrum einen Gefallen erwieſen haben. Das
ntſchuldigt ſie aber nicht, ſondern belaſtet ſie eher. Das

u Sentrum hatte ſchon lange vorher geheime Beſprechun
en mit den Deutſchnationalen eingeleitet, um in einer

„enen Koalition endlich ſein Schulgeſetz durchzudrücken.
getsgruß Herr Marx übernahm wieder die Führung. Jm Simpli

r ſtand vor einigen Wochen ein boshafter Witz. Herr
ſ. ar bat Hindenburg, doch in ſein Abgangszeugnis hinh in ſchreiben, er habe im Laufe der Jahre allen Rich
b, gen treu gedient. Wir werden ihm das beſcheinigen
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können. Er iſt eben nicht die überragende Perſönlichkeit
die ſeine Freunde aus ihm zu machen verſuchten Ein Jahr
der Rechtsregierung folgte Nur wenige ſoziale Geſetze
ſind unter Dach und Fach gebracht worden, und auch ſie
entſprechen nicht berechtigten Anforderungen Sonſt hat
dieſes Kabinett nur die Verlängerung des Republikſchußge
ſetzes auf die Gewinnliſte zu buchen. Das Schulgeſetz fiel,
ein Schickſal, das es reichlich verdiente, denn es war Geiſt
vom Geiſte des Mittelalters- Auch außenpolitiſch wurde
nichts erreicht. Die Rheinlandbeſatzung wurde lediglich um
10000 Mann vermindert, während 60 000 geblieben ſind.
Der Vorwurf trifft nicht Streſemann. Und hätte er mit
Engelszungen geredet Daheim ſaßen vier Deutſchnatio
nale im Kabinett. Das genügte Wenn die jetzige Regierung
ſich etwa auf das Notprogramm berufen ſollte, das glück
lich durchgeführt worden iſt, ſo wird ſie wohl im Ernſt
nicht behaupten wollen, daß dies ihr Verdienſt ſei. Die
Bilanz iſt kläglich.

Herr von Keudell
Die zweite Beratung ſeines Etats gab dem Reichs

innen miniſter Gelegenheit zu einer groß angelegten Rede.
Sie war nicht ſchlecht, namentlich, wenn man berückſich
tiat, daß er ſeine mangelnden Verdienſte vertreten mußte
Unwillkürlich fällt uns ein Wort Bismarcks über ſeinen
Vater ein: Keudell iſt ein langweiliger Kerl. Ganz trifft
das auf den Sohn nicht zu. Seine Schwäche wird durch
Grobheit belebt. Er iſt nie um Ausfälle verlegen und ſucht
ſeine Poſition durch rückſichtsloſe Angriffe, die auxh in der
Form nicht immer erfreulich ſind, zu verbeſſern. Sogar
das Schulgeſetz hat er noch verteidigt und dabei das Wort
Toleranz wiederholt gebraucht. Jn ſeinem Entwurf hat
man nach dieſem Begriff vergebens geſucht. Wenn er da
bei meinte der Kampf werde fortgehen, ſo dürfte das leider
zutreffen und wir haben ernſte Beſürchtungen, daß ſich die
Sozialdemokratie dem Liebeswerben des Zentrums nicht
allzu unnachgiebig gegenüber beweiſt. Darin liegt die Ge
fahr für die Zukunft. Er ſprach auch von dem Verhältzis
zwiſchen Reich und Ländern und wollte uns Glauben ma
chen, daß Fortſchritte erzielt worden ſeien. Sogar von der
bereitwilligen Mikarbeit der Länder war die Rede. Vermut
lich hat er an die häßlichen Ausführungen des Herrn Ba
zille gedacht, der geradezu mit Aufruhr drohte, wenn die
Reichsmacht verſtärkt würde. Herr von Keudell war der
Anſicht, daß die Verwaltungsreform vorangehen müſſe.
Das heißt doch, das Pferd am Schwanz aufzäumen. Eine
Verwaltungsreſorm hat ſolange keinen Sinn, als nicht die
Neugliederung des Reiches durchgeführt worden iſt. Wir
ſind der Anſicht, daß man zunächſt die kleineren Länder
aufſaugen und die Enklaven beſeitigen muß, daß man fer
ner grundſätzlich die Belange des Reiches und der Länder
gegeneinander abzugrenzen hat, um dann den neuen Ge
bilden, mögen ſie nun Länder oder Reichsprovinzen heißen,
größere Selbſtändigkeit namentlich in kultureller Hinſicht
zu gewähren. Was er aber über Perſonalpolitik ſagte, war
erſt recht nicht hieb und ſtichfeſt. Er berief ſich darauf, daß
auch frühere Beamte ihrer Geſinnung wegen entfernt
wurden. Richtig. Nur waren es Antirepubilkaner, während
ihm Republikaner zum Opfer fielen Und er ſelbſt hat auch
ſeinen Eid auf die republikaniſche Verfaſſung geleiſtet
Außerdem entſinnen wir uns dunkel, daß damals ſeine
Freunde ein großes Geſchrei über Futterkrippenwirtſchaft
erhoben. Das erſcheint heute beinahe veraltet.

Rom gegen Vom
Sozialiſten und Liberale hat Muſſolini mit Gewalt

maßnahmen völlig vernichtet, wobei beide von eigenem Ver
ſchulden nicht freizuſprechen ſind, denn ſie hatten zuvor
völlig verſagt. Auch die Freimaurerei, die einſt blühte, iſt
nahezu vom Exdboden verſchwunden. Trotzdem dürfte ſich
auch der Diktator nicht darüber täuſchen, daß ſein Anhang
größer erſcheint, als er iſt. Die Angſt um Leben und
Eigentum hat die Gegner gezwungen, das Rutenbündel
hoch zu halten. Jn Wirklichkeit aber dürfte die faſchiſtiſche
Miliz in ihrer Zuſammenſetzung alles andere als zuver
läſſig ſein. Dieſes Heer der Arbeitsloſen, denn ſo geſchickt
maskiert man die Unmöglichkeit, die Maſſen zu ernähren,
iſt vermutlich ſtark mit Gegnern durchſetzt. Aber die
Führer fehlen. Eine Gefahr bedeuten ſie zunächſt für
Muſſolini nicht. Die Bedrohung kann nur vom Vatikan
ausgehen. Das wußte man ſeit langem und deshalb die
krampfhaften Bemühungen, eine Verſtändigung herbeizu
führen. Sie ſind endgültig geſcheitert. Der Papſt hat eine
Anſprache gehalten, die ſein amtliches Organ der Oſſer
vatore Romano wieder gibt und deſſen Abdruck in ganz
Jtalien verboten worden iſt. Es iſt eine Kampfanſage.
Pius XI. hat ſich gegen das Monopol der Jugenderziehung
gewandt, die nicht nur phyſiſch, ſondern auch moraliſch und
geiſtig erſtrebt werde. Wir kennen ja die Beſtrebungen
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Roms auf beiden Seiten. Wir kennen die Jnto leranz des
Faſchismus, aber auch die des Vatikans, wofür das
deutſche Schulgeſetz in ſeinem Keudellſchen Entwurf be
redtes Zeugnis ablegte. Doch darauf kommt es zunächſt
nicht an. Pius I. hat die ihm naheſtehende Partei der
Popolari hart angegriffen, weil ſie nicht den Weg zum
Heiligen Stuhl gefunden hatte. Es müßte ſonderbar zu
gehen, wenn nicht darauf ein Einſchwenken erfolgte Er
folgt es aber, dann bricht Muſſolint eine der wichtigſten
Stützen ſeiner Macht fort. Man wird den weiteren Er
e mit größter Aufmerkſamkeit entgegenſehen müſ
en.

Poincare im Wahlkampf
Am 22. April vollziehen ſich die Neuwahlen zur fran

zöfiſchen Kammer Von ihrem Ausgang hängt bis zu einem
gewiſſen Grade das Schickſal Europas ab. Wichtiger noch
werden die engliſchen ſein, die aber erſt im nächſten Jahre
ſtattfinden ſollen. Begonnen hat der Kampf mit einer
großen Rede des Miniſterpräſidenten auf einem Bankett in
Bordeaux. Man muß ſeine Ausführungen unter dem Ge
ſichtswinkel der Agitation betrachten, bei der auch in
anderen Länderen mehr geſagt wird, als in normalen Zei
ten zu verantworten iſt. Von der inneren Politik ſprach er
faſt gar nicht, wohl aber von ſeiner Finanzpolitik, die
zweifellos eine große Tat geweſen iſt. Jn dieſem Zuſam
menhange ging er auch auf die Reparationsfrage ein.
Er beſtritt daß das Ruhrabenteuer koſtſpielig geweſen wäre
und behauptete, es hätte im Gegenteil 1,5 Milliarden er
bracht. Dieſe Rechnung iſt falſch, wie ſie ſehr leicht aus den
einzelnen Etats nachweiſen läßt. Darüber hinaus hat er
Briand als Kronzeugen für den böſen Willen Deutſchlands
angerufen und darauf verwieſen, daß dieſer Politiker es
war, der Düſſeldorf, Duisburg und Ruhrort beſetzte. An
ſich beſagt das wenig. Briand hat eben zugelernt und iſt
heute der Hauptkämpfer für eine Verſtändigung. Poincaré
iſt ihm nur ſehr zögernd gefolgt und hat wiederholt Wider
ſtand geleiſtet. Aber er iſt wenigſtens mitgegangen Was
jedoch in der Rede unter allen Umſtänden eine Wider
legung verlangt, iſt ſeine Behauptung, erſt die Ruhrbe
ſetzung habe Deutſchland gefügig gemacht und zur An
nahme des Dawesplanes bewogen. Genau das Umgekehrte
iſt der Fall geweſen. Poincaré vergißt, daß die Bankier
konferenz unter Morgan ſchon im Juni 1922 Vorſchläge
machte, die im weſentlichen auf den Dawesplan hinaus
liefen. Sie ſcheiterte an ſeinem Uebelwollen. Die Ruhr
beſetzung hat das große Verdienſt, daß ſie den Engländern
und Amerikanern zeigte, es ginge auf den bisherigen
Wegen nicht und ſie veranlaßte ſich mit aller Entſchieden
heit für die friedliche Löſung der Reparationsfrage ein
zuſetzen.

Der Führergedanke
In einer Wahlrede in Saarbrücken hat Graf Weſtarp

den Führergedanken dem Parlamentarismus gegenüber ge
ſtellt. Leider hat er uns keine Beiſpiele genannt. Jn der
Wilhelminiſchen Aera würde er ſie auch vergeblich ſuchen.
Das wagt ſelbſt Graf Weſtarp nicht mehr. Aber in der
Gegenwart Weſtarp, Keudell, Hergt, Schiele, Koch. Man
läßt dieſe Reihe an ſich vorüberziehen, denkt Kinder und
Enkel und ſchüttelt das Haupt.

Richar

Wahlvorbereitunge
Beamte als Kandidaten

Die Behörden des Reichs und der Länder ſind bereits
intenſiv mit den Wahlvorbereitungen beſchäftigt. U. g.
hat der Reichspoſtminiſter eine Verfügung erlaſſen, wonach
ünter Hinweis auf die Reichsverfaſſung den Beamten,
die ſich um einen Sitz im Reichstag oder in einem Landtag
bewerben, der zur Vorbereitung ihrer Wahlen erſorder
liche Urlaub zu gewähren iſt. Die Vorausſetzungen der
Reichsverfaſſung liegen vor, wenn anzunehmen iſt, daß
ein Beamter ernſtlich als Bewerber für das Amt eines
Mitgliedes des Reichstages oder eines Landtages in Frage
kommt. Für eine Bewerbung genügt nicht ſchon irgend
eine mehr oder minder aktive Anteilnahme an den Wahl
vorbereitungen im Dienſte einer Partei, vielmehr muß
die ernſte Abſicht des Beamten, ſich zur Wahl aufſtellen
zu laſſen, vorliegen. Ob die Vorausſetzung gegeben iſt,
kann nur von Fall zu Fall geprüft und muß auf Ver
langen der Behörden nachgewieſen werden. Es würde
für den Nachweis zum Beiſpiel genügen, wenn ein Be
amter in die zur Wahl empfohlene vffizielle Kandi
datenliſte einer Partei aufgenommen worden iſt, oder wenn
ſonſt Unzweiſelhaft erkennbar wurde, daß er von einer
Partei für den Reichstag oder für einen Landtag als Kan
didat aufgeſtellt worden iſt. Gleichzeitig hat auch der
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S Stkabtratin Studiendirektorin Dr.

Preußiſche Innenminiſter einen Runderlaß ergehen laſſen,
in dem er im Hinblick auf die Vorbereitungen zu den bevor
ſtehenden Wahlen eine Zuſammenſtellung über die Polizei
liche Behandlung des Verſammlungsweſens gibt und gleich

eilig auch eine Ueberſicht über die Handhabung des Preſſe
rechtes, insbeſondere der Wahldruckſchriften und Plakäte
verbſſentlicht. Jn dieſer Zuſammenſtellung wird u.
darauf hingewieſen, daß die Gefahr der Beeinträchtigung
des Verſammlungsrechtes durch Dritte von der Polizei
grundſätzlich durch Einſchraiten gegen die Störer abzuwen
den iſt. Bei einen Verſammlungsverbot muß erkennbar
ſein, daß es ſich um eine bewaſſnete oder unfriedliche
Verſammlung handelt. Die bloße Gefahr einer Störung
der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung durch
Dritte genügt hier nicht. Es wird u. a. weiter darauf hin
gewieſen, daß ſür Wahlzeiten die Ausnahmevorſchrift gilt
wonach die Verteilung von Stimmzekteln und Druckſchriften
Zu Wahlzwecken in der Zeit von der amtlichen Bekannt
machung des Wahlkages bis zur Beendigung des Wahlaktes
einer Erlaubnis auch dann nicht bedarf, wenn die Ver
teilung gewerbsmäßig erfolgt. Jm Hinblick auf die Pla
kate hat der Preußiſche Innenminiſter erklärt, daß die

Geſeßgeber durch Aufhebung des Preußiſchen Preſſegeſeßes
das Plakatweſen möglichſt frei von polizeilicher Beſchrän
kung halten wollten Jedes kleinliche, nicht durch zwingende
polizeiliche Erwägungen gebotene Einſchreiten hat daher zu
unterbleiben

z
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Kartdt

Ein Ueberblick über die bisher auſgeſtellten weiblichen
Kandidaten in der Deutſchen Demokratiſchen Partei ergibt,
daß vonſeiten der Wahlkreisorgantſationen diemal wieder
beſonderer Wert darauf gelegt worden iſt, den Einfluß der
Frauen auf die Parlamentsarbeit dadurch zu ſichern, daß
eine große Anzahl ſührender demokratiſcher Frauen in die
zu wählenden Parlamente entſandt wird.

Frau Miniſterialrat Dr. Gertrud Bäumer führt
wie bei der Dezemberwahl 1924 wieder die Reichs
liſte der Deutſchen Demokratiſchen Partei Noch keine ein
Zige andere deutſche Parkei hat einer Frau dieſen Platz ein
geräumt. Auch die Reichstagsabgebrdnete Frau Dr. Marie
Eliſabeth Luüde die durch ihre Arbeit für die Klein
Tenkner und durch ihren Kampf um eine Rechtsrefornt zu
gunſten der Frauen, in weiten Volkskreiſen als Parla
Mentarierin geſchätzt wird, ſteht ebenfalls auf der Reichs
liſte an unbedingt ſicherer Stelle und kandidiert außerdem
an 2 Stelle des Wahlkreiſes Potsdam 2, die ebenfalls als
ſicher zu betrachten iſt.

Für den Preußiſchen Landtag kandidiert Frau Land
Magsabgeordnete Martha Dönhoff (Soeſt) wieder auf

einer der erſten Stellen der Landesliſte und außerdem in
ihrem Heimatwahlkreiſe. Auch die Wahl der bisherigen
S demotratiſchen Landtagsabgeordneten, Frau Oberſtudien
Tat Dr. Gertrud Klausner GBerlin) iſt geſichert. Soweit die

Auſſtellungen der Liſten in den Reichswahlkreiſen fertig
ſind, ſtehen ſolgende Frauenkandidaturen für die Deutſche
Demokratiſche Partei feſt

Für Oſtpreußen an 3. Stelle ſür den Reichstag Frau
Metz Tilſit), für den

Landtag an 2. Stelle Bücherreviſorin Olga Radtke (Kö
nigsberg) Jm Berliner Wahlkreiſe iſt die Kandidatur der
Schriftſtellerin Dr. Jlſe Reicke von Hülſen (Berlin) an 3.
Stelle für den Reichstag, und für den Preußiſchen Landtag

die Kandidatur an 3. Stelle ſür Frau Oberſtudienrat Dr.
Gertrud Klausner, M. d. L. GBerlim) vorgeſehen. Wahl
freis Potsdam 2. für den Reichstag 2. Stelle Frau Dr.
Marie Eliſabeth Luders; für den Landtag 3 Stelle die

Sozialbeamtin Frau Dr. Frieda Wunderlich Berlin
Potsdam für den Reichstag die bekannte 2. Vor
ſihende des Reichsverbandes der Reichs Poſt und Te

graphenbeamkinnen, Frau Elſe Fiſch (Berlin) an 2
Stelle Frankfurt Oder für den Reichstag 3. Stelle
Frau Rentiere Raäbe Landsberg Warthe); für den Land
kag 3. Stelle Frau Schwief (Guben), Pommern. für den
Landtag 3. Stelle Frau Skadtverordnete Lehrerin Elſe
Neitel (Kolberg); Liegniß: für den Reichstag 2. Stelle
Frau Jlſe Mattheus (Liegni 5), für den Landtag 3. Stelle
Frau Stadtverordnete Paula Wittſtock (Görlitz), Halle
a. Saale r den Reichstag 3. Stelle Frau Jring Wolff
Galle-Saale); fur den Landtag 4 Stelle Buchhalterin
Fräulein Vehſe Halle Saale); Thüringen für de Reiche
kag 2 Stelle Frau Helene Glaue (Jena) Schleswig Hol
ſtein: für den Reichstag 2 Stelle Frau Dr. ren pol.
Kieg-Altenloh (Alkona); Weſer-Ems: 2 Stelle für der
Reichstag Frau Direktorin Heineken (Bremen): Hanno
ver Sud, Braunſchweig: für den Reichstag 3. Stelle Frau
Stadtverordnete Eliſabeth Hoffmeier (Hannover); Weſt
falen-Süd: für den Landtag 4. Stelle Frau Martha Dön
hoff Soeſt); HeſſenNaſſau: für den Reichstag 3. Stelle
Frau Stadtrat Vogt (Kaſſel), für den Laltdtag Stelle
Frau Dora Rade (Marburg); KoblenzTrier: für den
Reichstag 2 Stelle Frau Köhler (Trier), für den Landtag
3. Stelle Frau Forſtmeyer (Pfaffendorf b. Koblenz
Duüſſeldorſ Weſt für den Landtag 2. Stelle Frau Jlla Uch
Gerlin), Oberbahern Schwaben für den Reichstag Frau
Marie Maurer (München) an 3. Stelle; Pfals: für den
Reichstag 3. Stelle Frau Kuhn (Neuſtadt/Haardt)- Chem
mit Zwickau: für den Reichstag 3. Stelle Frau Schreher
Aue Sa); Magdeburg ſür den Reichskag 4 Stelle Frl.
Siefert KGalberſtadt), für den Landtag Frau Gerloff
(Magdeburg).

Die Reihe der Frauenkandidaten für die Deutſche
Demokratiſche Partei iſt durch dieſe Liſte noch nicht er
ſchöpſt, weil eine Anzahl von Wahlkreiſen mit ihrer
Liſtenauſſtellung noch nicht fertig ſind.
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Be on nDie erſten Wahllügen
Ein deutſchna tionaler Pfarrer fängt an.

Daß es den Deutſchnationalen ſehr unangenehm iſt,
damit rechnen zu müſſen, daß ihnen bei der nächſten Wahl
ſehr viele Kleinrentner die Gefolgſchaft verweigern, kann

bringen, daß dieſe Partei nun mit allen Mitteln verſucht zu
halten, was zu halten iſt. Vor kurzen fand in Sſch w e de
niß eine Kleinrentnerverſammluüng ſtatt. in der Her
deutſchnationale Landtagsabgeordnete Paſtor Fuchs Bres
Jan über „Den Stand der Rentner verſorgung ſprach. Den
Demokraten glaubte er den Vorwurf machen zu dürfen,
daß ſie ſich nur als Oppoſitionspartei der Kleinrenkner
annehmen, aber ſich vorher überhaugt nicht um die Klein
rentner gekümmert haben. Jn ſeinem Schlußwort ließ er
dann dieſer Unwahrheit eine noch ſtärkere folgen, indein
er behauptete, daß die demokratiſche Reichstagsabgeord
nete Frau Dr. Marie Eliſabeth Lüders der ſelber
nachſagen mußte, daß ſie ſich für das Recht der Kleinrent
ner intenſiv eingeſetzt habe von den Demokraten für die
nächſte Wahl nicht mehr aufgeſtellt werde, ſondern Ober
bürgermeiſter Dr. Boeß- Berlin weichen müſſe. Die daran
geknüſofte Schlußſolgerung, daß es deshalb keinen Zweck
habe, wenn die Kleinrentner demokratiſch wählten, zeigt
das Ziel ſeiner Ausführungen

Dieſe Behauptungen des
Fuchs ſind unwahr.

Es trifft nicht zu, daß nur Frau Lüders für die
Kleinrentner ſich einſehzt, ſondern auch alle übrigen Mit-
glieder der demokratiſchen Reichstagsfraktion fordern ein
deutig, daß den Kleinrentnern ihr Recht gegeben wird.

Es iſt richtig, daß Frau Dr. Lüders ihren Wahlkreis
(GBerlin) gegen den Nachbarwahlkreis Potsdam I Char
lottenburg) getauſcht hat, aber es muß hinzugefügt wer
den, daß ihre Wahl dadurch nur noch ſicherer iſt, und daß
außerdem eine zweite Sicherung ihres Mandats durch die
Reichsliſte erfolgt.

Frau Dr. Lüders und mit ihr die ganze Deutſche
Demokratiſche Reichstagsfraktion werden ſich auch ferner

ür die Rechte der Keinrentner einſetzen

deutſchnationalen Paſtors

Dr.52

O

mit Nachdruck K
Zu den Reke

Der Zentralverband deutſcher Haus und eundbeſitzer
Vereine einpfiehlt ſeinen ihm angeſchloſſener Vereinen, nur
für ſolche Parteien einzutreten die auf dem Boden der
Aufrechterhaltung ibgleigentums und der baldigſten

Zherſtellung der Freiheit im Miet- und Wohnungs
ſen ſtehen eſondeck erfreulich iſt, daß der Zentralver

verband deutf V

Des

cher Hals und Grundbeſttzer- Vereine die Bil
dung von Splitterparteiten ablehnt Er iſt daher
auch gewillt, die von einer winzigen, abgeſplitterten Sonder
gruppe beabſichtigte Gründung iner „Hau und Grund
beſter Partei mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln als
für den deutſchen Hausbeſitz im höchſten Maße ſchädlich zu
bekämpfen Der Zentralverband deutſcher Haus und Grund
beſthervereine lehnt es ab, ſeine politiſche Neuktralität auf
zugeben und wird ſtets nur darauf bedacht ſein, das Pri
vateigentum zu ſichern und im Intereſſe der Allgemein
heit für die Wiederkehr normaler Wohn verhältniſſe einzu
treten.
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Jn der Reichstagsſitzung v
nerin der Deutſchnationalen, Frau Mueller-Otfried, er
neut den Verſuch unternommen, die Rentner über das
völlige Verſagen der Rechtsparteien auf dem Gebiete der
Rentnerverſorgung hinwegzutäuſchen Stimmen aus dem
Lande, vor allem aus Norddeutſchland, berichten, daß ſo
wohl die Deutſchnationalen wie die Deutſche Volkspartei
jetzt den Kleinrentnern erneut das Verſprechen geben, im
kommenden Reichstage für ein Rentnerverſorgungsgeſetz
einkreken zu wollen. Was es mit ſolchen Verſprechungen
anf ſich hat, werden die Rentner ja wohl nun wiſſen. Jm
letzten Wahlkampf haben die Deutſchnationalen mit ſinn
ſen Verſprechungen an Rentner und IJnflationsgeſchädigte
Hunderttauſende von Stimmen eingefangen. Während ihrer

de e ere a E.e eZugehörigkeit zur Regierung haben ſie aber gar micht daran
gedacht, dieſe Verſprechungen einzulöſen Auch die letzte
Rechtsregierung hat das dem Reichstag ſeit September
1926 vorliegende Rentnergeſetz niemals ernſtlich behandelt
obwohl in Verſammlungen und Organiſationen der Rent
ner ſowohl die Vertreter der Deutſchnationalen wie der
Deutſchen Volkspartet bindend erklärt haben, ſich für das
demokratiſche Rentnerverſorgungsgeſetß einſetzen zu wollen,
haben ſie immer wieder mit ihrer Regierungsmehrheit
eine ſachliche Behandlung des demokratiſchen Geſetes hin
kertrieben, bis das Auseinandergehen des Reichstages die
Behandlung dieſes Geſetzes endgültig unmöglich machte
Wäre es den Rechtsparteien ernſt mit ihren Verſprechungen
geweſen, ſo hätten ſie mongtelang hindurch die Mög
ſichkeik gehabt, dieſe Verſprechungen zu erfüllen.

Neuerdings kehrt in den Kreiſen der Rechtsparteien
die oft widerlegte Behauptung wieder, daß die Demokraten
bei ihrer Zugehörigkeit zur Regierung nichts für die
Kleinrentner getan hatten. Seit 1922 hat die Demokratiſche
Reichstagsfraktion planmäßig die Rentnerverſorgung be
krieben, und ihr gegenwärtiger Geſetzentwurf war der
dritte, den ſie vorgelegt hat, während keine einsige andere
Partei eine konkrete geſehgeberiſche Löſung in dieſer Zeit
erſucht hat. Wenn im Jahre 1926 von der Demokratiſchen
Fraktion kein Geſehentwurf vorgelegt wurde, ſo geſchah
es deshalb, weil die in dieſem Jahre ſich auswirkende
Aufwertung, insbeſondere die Vorzugsrente, nach Anſicht
der Rechtsregierung angeblich den größten Teil der Klein
rentner aus der Fürſorge herausbringen ſollte. Die Demo
kraten haben von Anfang an dieſe Wirkung beſtritten, aber
die Praxis konnte auch hier allein den Mißerfolg nach
weiſen Tatſächlich hat dieſer Mißerfolg ſich in vollem Um
ſange eingeſtellt, und nur 3 Proz. der Kleinrenkner ſind
durch die Aufwertungsgeſetzgebung aus der Fürſorge her
aus gekommen. Sobald dieſes feſtſtand, hat die Demokra
ſche Reichstagsfraktion ihr Rentnerverſorgungsgeſetz ein
gebracht, das die Fürſorge der Kleinrentner durch einen

W

Heutſchnationgale
Arbeitnehmer- Kandidaten

Die Rolle des Stahlhelm.
Von gut unterrichteter Seite wird uns geſchri
Die nationale Einigkeit“ in der Deutſchnatioe t n ch allVolkspartei ſamt Anhängſel nimmt, je näher der Zur Re

punkt der Wahlen rückt, immer ſeltſamere Forme i Pae
Nach den eigenen Bauernliſten ſind nun auch eigen
beiterliſten zu erwärten. Das geht aus einer Meldin
hervor, die um ſo intereſſanter iſt, als ſie altsgere
vom Politiſche gewerkſchaftlichen Zeitungsdienſt““ der u
lichen CGewerkſchaften an die Preſſe gegeben wird. n
ſind die wiederholten Verhandlungen zwiſchen dem n
Führung des Reichstagsabgeordneten Hartwig ſt
Deutſchnationalen Arbeiterbund und der Leitung
D. N. V. P. über die Auſſtellung von Arbeite
kandidaturen nur teilweiſe befriedigend geweſen. Beſo
in den Bezirken Mitteldeutſchland und Sachſen iſt
nicht gelungen, Arbeitnehmer an ausſichtsvreicher
unterzubringenEine merkwürdige Rolle ſpielt dabei der Stahlh
von deſſen 240000 Mitgliedern nach den Angaben
hardts, der es wohl wiſſen muß etwa 70 Pro Arb
ſind. Gerade in den genannten Gebieten, in denen
Stahlhelm auß rordentlich ſtark vertreten iſt, hat es
ſonſt bei jeder Gelegenheit ſich ſo furchtbar arbe
freundlich gebärdende Stahlhelmleitung fertig gebt
die Arbeitnehmer völlig auszuſchalten und der De N 9
ausſchließlich Offizierskandidaten vorzuſchlagen. Man
es daher verſtändlich ſinden, wenn der Deutſchnatio
Arbeiterbund ſich unter dieſen Umſtänden mit dem Geda
krägt, in Mitteldeutſchland und Sachſen eigene W
liſten aufzuſtellen.

Das iſt die „einigende Kraft des nationalen Ge
kens“, die durch dieſe Vorgänge recht anſchaulich illuſtrie
wird, wobei man allerdings vergeblich nach irgendet
gemeinſamen Gedanken in dieſer ſogenannten nakiong
Bewegung ſucht. Herr Major Dueſterberg, der e
Vorſitzende des Stahlhelms, hat jüngſt in einem Vor
den Wahlkandidaten des Stahlhelms die ebenſo angenth
wie ehrenvolle Aufgabe zugewieſen, innerhalb der Den
nationaler Volkspartei als „Stachelkaktus“ zu wi
Uns ſcheint, als ob der Stahlhelm den Ehrgeiz beſäße,
der nationalen Bewegung überhaupt die Rolle
Stachelkaktus zu ſpielen und weite Kreiſe der delttſche
Arbeitnehmerſchaft, die bisher im Stahlhelm eine wir
lich volks nationale Geineinſchaft erblicken zu dürfen glau In eine
ken, endgültig von ſich abzuſtoßen. Erſtaunlich bleibt n ben ger
die Tatſache, daß einzelne Verbände innerhalb der Hriſ en n
lichen Gewerkſchaſten rot der offenbar zweideutigen ſngen
kung des Stahlhelm in Arbeiternehmerſfragen mit ih gru
die allerengſten ſinanziellen und ideellen Bindungen ei
gehen.
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e erDie SDrenzer ich Beamten
g tDienſte atlaſſung wegen Nichtachtung der Reich ſa Landivi

Der Diſgiplinarhof für die nichtrichterlichen Be Nil
ten hat zu Paragrahh 2 des Diſeiplinargeſebes W
21. Juli 1852 über die Treuepflicht des Beamten in
auf die Achtung der verſaſſungsmäßigen Reichsfarbe

gende Entſcheidung getroffen v nIn einem kleinen Orte war eine Reihe von Teilne un
mern der am I. Auguſt abgehaltenen Verfaſſungsſeit 9tbug
nach deren Abſchluß noch zu einer Nachfeter im Ratstell t werden
eingekehrt, der gut beſucht war. Dort hatte an einem Tiſſ etigen
mit anderen Bürgern der jetzige Angeſchuldigte, n Eine
Lehrer im Orte war, Platz genommen. Als die Ehefre de die Ni
eines Bürgers, die ſich zu Ehren des Tages mit ein itde, Der
ſchwarze rot goldenen Schleife an der Bluſe geſchmütkt hat n Landt
von ihrem Tiſche, an dem ſie ſich mit mehreren Mir rund

Reichsbanners niedergelaſſen hatte, aufſta e Staa
und an dem Tiſche des Angeſchuldtgren vordeigtng, gr Nil
er nach der an ihrer Bluſe veſtnoltchen Schlerſe und rung

bei in lautem, ſcharfem Tone „Nehmen Sie die be
farben von der Bluſel“ Es entſtand darauf im Gaſtzimm

der G.
n buchfü

an

gliedern des

Da

eine große Erregung, die dann auch namentlich mit Rügſ War
anf ſeine Stellung als Lehrer in der Preſſe ihren Au Er
druck fand. Der Angeſchuldigte wurde wegen Vergehe n
gegen Paragraph 8 Ziffer 2 des Geſetzes zum Schuhe t t d
Republik vom 21. Juli 1922 ſtrafgerichtlich an Ste im
einer an ſich verwirkken Gefängnisſtrafe von 20 Tagen eng

einer Geldſtrafe von 200 Mark verurteilt e
Die auf gleichfalls 200 Mark Geldbuße lauten en

einEntſcheidung des Diſziplinargerichts erſter Jnſtans wur
vom Diſziplinarhof in Dienſtentlaſſung abgeändert.
Angeſchuldigte hat ſich einer überaus gröblichen Beſchim
fung der verfaſſungsmäßigen Reichsſfarben ſchuldig
macht. Erheblich erſchwerend fällt dabei noch ins Cent
daß er dieſe Schmähung in der Oeffentlichkeit inmitt
on Bürgern des Ortes, gerade am Tage der Verſaſſunt
feter, der vorzugsweiſe unter dem Zeichen des Be ken
niſſes zu den Farben „Schwarz Rot Gold als den
faſſungsmäßig ſeſtgelegten Sinnbilde und Hoheitszeich m
der gegenwärtigen Rechtsſorm, ſtand, und noch dazu e t
Lehrer begangen hat, der die Jugend in der Achtung e
den verfaſſungsmäßigen Einrichtungen erziehen und un
feſtigen ſoll. Durch ſein Verhalten hat er die aus ſein t
Beamtenverhältnis entſpringende Treuepflicht gegen St n d
und Reich auf das ſchwerſte verletzt und zugleich ſich auf
dem Amte der Achtung, des Anſehens und Vertraue
die ſein Beruf als Beamter, zumal als Jugendergieh
erfordert, in höchſtem Maße unwürdig gezeigt S

Hindenburg und Preußen
Auf den 19. Marg hatte die Preußiſche Staate

rung zu einem Feſt in den neuen Feſtſälen der Repu h
bei Kroll eingeladen. Der glänzende Abend hatte verein
Reichspräſident, Reichskabinett, den Doyen des diplon 9
tiſchen Korps, Herrn Nuntius Pacelli, Vertreter des Reit et
tages, Vertreter der großen Preſſe, von der Deutſche
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man begreiſen, und man kann auch dafür Verſtändnis auf Rechtsanſpruch auf Rente erſetzen ſollte chTageszeitung hinüber zu Morgenpoſt und Vorwärte i
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er aller großen Wirtſchafts- und Berufsorganiſationen
dem Landtag als Gäſte der preußiſchen Staatsregierung
Parlamentarier erinnert ſich eines ſo groß aufge

auch eigen Nuntius Pacelli. Am Tiſch des Kultusminiſteriums ſah
kiner M mnan den Dichter Fritz von Unruh. Die muſikaliſche Aus

gerg ſtattung des Abends hatte das Orcheſter der Schutzpolizei
übernommen, das mit ausgezeichnetem Schwung ſpielte
Reden wurden nicht gehalten. Der Höhepunkt des Abends
purde erreicht, als der Herr Reichspräſident ſich zum Ab

ſt ſchied erhob, und die ganze, große Verſammlung ſchweigend
auſſtand und dann aus ſich heraus das Deutſchland Lied an

ne ſtimmte. Vergleicht man den ſämmerlichen Ausgang der in
ſich zuſammengebrochenen Rechksregierung im Reich mit die
ſem erhebenden Schlußbild des gegenwärtigen preußiſchen
Landtages und denkt man an die Kämpfe, die die preu
Fiſche Regierung im Jahre 1925 zu beſtehen hatte, und an

i der Stahl das Siegesgeſchrei der damaligen Rechten, ſo muß man
n Angaben ſagen, die Macht des republikaniſchen Gedankens im heu
0 Proz. An tigen Deutſchland und zugleich die ſchlichte Menſchlichkeit

in denen des neuen Deutſchland man ſah keine Orden hat ſich
n iſt, hat emals eindrucksvoller der Oeffentlichkeit dargeſtellt. Es
vchtbar ird jedem Teilnehmer unvergeßlich ſein die einfache, menſch

ſtsreich e

fertig geh e Beſcheidenheit und große Art, in der hier die Vertreter
d der des Volles, und zwar nicht nur die parlamentariſchen, mit
lagen Man der oberſten Spitze, dem Präſidenten, zuſammen waren.
Deutſchna
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s S t 2Landbundgeſchrei!
Wer zahlt Einkommenſtener?

In einer Zeit, da verheßte Landbündler zum Fenſter
ſcheiben Zerſchmeißen vor die Finanzämter geführt werden,
erregen naturgemäß Aeußerungen über die Steuer lei-
ſtungen bzw. die Steunerverweigerungen des
Geößgrundbeſitzes beſonderes Aufſehen

Nach der Erklärung des Reichsfinanzminiſters Dr.
ühler im Haushaltsausſchuß des Reichstages kamen in

Etatsjahr 1925-26 von den 2200 Millionen Geſammt
ſſommen der Reichseinkommenſtener 79 Millionen anf
e Land wirtſchaft. Jm Etalsjahr 1926-27 ſind es von

Millienen 87 Millisnen. In veiden Fällen alſo nur
Prozent. Wozu das Geſchrei der Landbündler? Kein
9 hat jemals ſo viel ſteuerliche Erleichterungen ſerſahrent,

der Großgrundbeſitz; Die Großgüter gehörten eben zu
buchſführenden Betrieben, deren Beſtenerung nach ihrer
ärung erſolge. Grund zu Klagen hätten dagegen die

iüchtbuchführenden, die nach Panſchalſätzen veran

mamten
Reichzfarle

terlichen

jetzigen Kriſenzeit nicht gut ginge.

Eine ganz ähnliche Situation gab es ja, als im Land
tage die Niederſchlagung Preußiſcher Grundſtenern verlangt
ürde. Der preußiſche Finanzminiſter Höpker-Aſchoff teilte
m Landtag mit, daß aus den preußiſchen Grundſtenern
ar rund 79 Millionen aufgekommen ſeien, daß der preu

ſche Staat in der gleichen Zeit dagegen nicht weniger

Millionen zur Förderung und Unter
ung der Landwirtſchaft aufgewendet
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Schwerin März. In einer durch den Landesvor-
den des mecklenburgiſchen Landbundes, den Kapp-Mini

o endhauſen, in Parchim einberufene Landbundver
ſammlung in der in der Hauptſache Großgrundbeſitzer mit
ihren Guks arbeitern keilnahmen, ſprach, wie das B.T. mit

lt, außer dem Vorſitzenden Landbundes v. Wend-
uſen ein Landbundſportlehrer Viereck, der unter dem

ſenden Beifall der Gutsbeſitzer offen zum blutigen Bürger

e Er ſagte u. a. „Die innerpolitiſchen Kämpfe
en recht viel Blut koſten, jedoch werden die vaterlän-
en Verbände ſiegen. Betten wir zu Gott, dann

werden wir den Befreiungskampf beſtehen Bei der nach
e ſammlung ſtattfindenden Demonſtration vor dem

Finanzamt wurde eine faſchiſtiſche ſchwarze Fahne vor
Fetragen. Auch bei allen früheren Veranſtaltungen, die
r Landbund führer von Wendhauſen in der letzten Zeit

eſuchte, trugen einige wie italieniſche Faſchiſten mit ſchwär
en Hemden bekleidete Stahlhelmjünglinge die Faſchiſten
fahne voran. Die mecklenburgiſche deutſchnationale Preſſe
Unkerſtützt in unverantwortlicher Weiſe dieſe ſpartakiſtiſchen

lüren des Landbundes.

Des

Anerhörter
Landbundterror in Thüringen

Eine Entſchließung einer Unkerorganiſation des Land
ündes in Eiſenberg in Thüringen bedroht jeden, der bis

im April alſo noch rechtzeitig vor den Wahlendem Landbund nicht beigetreten iſt, mit ſkrupelloſeſten Boh

ttmaßnahmen. Die Entſchließung ſagt a. Wir üben
äußerſte Zurückhaltung im Verkehr mit Nichtmitgliedern,

e es als ehrenrüchig anſehen, heute nicht dem Land
bun

lichen Verkehr, auch in Gaſthäuſern und beim
e el Wir leiſten Nichtmitgliedern, auch wenn ſie zur

ächbarſchaft, Freundſchaft oder Verwandtſchaft gehören,

änzugehören. Wir vermeiden mit ihnen jeden geſell

keinerlei Gefälligkeiten mehr. Dafür verſprechen wir Mit
glieder des Landbundes uns gegenſeitig jegliche Hilſe in
Nötfällen. Nichtmitgliedern leiſten wir keinerlei Fuhren,
weder Geſellſchafts- noch Privatfuhren, auch nicht für
Geld

Jn Brandfällen leiſten wir nur Löſcharbeiten, die
übrigen Hilfsarbeiten Einſtellen von Vieh, Stellen von
Saantgut uſw. und alle ſonſtige Hilfe unterlaſſen wir
grundſätzlich unter allen Umſtänden

Handwerker, ſoweit ſie im Nebenberuf Land
wirte ſind und daher an der Erhaltung ihrer Scholle
intereſſiert ſind, aber nicht dem Landbund angehören,
beauftragen wir nicht mehr mit der Durchführung der
Arbeiten Wir beſuchen in Zukunft nur noch ſolche Gaſt
wirtſchaften, deren Jnhaber oder Pächter Mitglieder
des Landbundes ſind.

Preußen und die Landwirtſchaft
Wir bringen im nachſolgenden eine vergleichende Auf

ſtellung darüber, was das Preußiſche Landwirtſchaſts
miniſterium an Beihilfen und verbilligten Krediten zur
Förderung der Landwirtſchaft in den Jahren 1913 und
1927 zur Verfügung geſtellt hat:

in tauſend Mark

93 1927Beihilſen zu Folge Einrichtungen bei den
Landeskulturbehörden 476

Land wirtſchaftliche Hochſchulen 1866
3. Beihilfe für landw. Mittelſchulen 750
4. Förderung de landw. Beratungsweſens 1092
Zuſchüſſe für ländliche und gärtneriſche

Fortbildungsſchulen
Wanderhaushaltungsſchulen uſw.
Tierärztliche Hochſchulen

Veterinärpolizeiliche Zwecke
9 Bekämpfung von Tierkrankheiten

Förderung der Geflügelzucht
Förderung
Förderung

Schafzucht
3. Förderung des Hufbeſchlagweſens

Hebung der Fiſcherei
5. Förderung der Landkultur

Förderung von Obſt-, Wein und Garten
bau

7. Reblausbekämpfung uſw.
Für Melivrationen und Hochwaſſerſchutz

maßnahmen 17800Sbrderung der Jnneren Koloniſation und

Landeskultur 92020. Ausgaben für Geſtütverwaltung und Landes

pferdezucht 18516SForſtl. Hochſchulen und Verſuchsanſtalten 408
Jnsgeſamt ſind alſo vom Preußiſchen

500
6517

816
4089

1039
147

046
1443

146
140

der Kleintierzucht S
der Rindvieh Schweine und

1396

1276
401

2297
4498

131
166
175

1600
57

150
1924

791
1970700

32835

48500

28778
687

Landwirt
ſchaftsminiſterium für die vorſtehend aufgeſührten Zweche
ausgegeben worden 1913 rund 58 Millionen und 1927
rund 139 Millionen. Die Auſwendungen des Preußiſchen
Staates für die preußiſche Landwirtſchaft haben ſich i. J.
1927 gegenüber 1913 mehr als verdoppelt. Das hindert
die Deutſchnationalen nicht, auf die angeblich landwirt

ſchaftlich feindlich geſinnte preußiſche Regierung zu ſchimp
fen.

Wolitt 4 ſche 69 v gPolitiſche Nottzen
Demokratiſche Bauern gegen den Landbund.

Jn Varel in Oldenburg fand eine Tagung demokra
tiſcher Bauern, Pächter und Siedler ſtatt, in der Land
tagsabgeordneter Tanßen ſprach. Es wurde eine Entſchlie
ung angenommen, in der ſich die demokratiſchen Bauern
mit aller Entſchiedenheit gegen die vom Landbund dekre
tierte Aufforderung zum Käufer und Steuerſtreik aus
ſprachen. Die demokratiſchen Bauern lehnen es ab, bei aller
Sparſamkeit, die ſie ſchon lange haben üben müſſen, den
gewerblichen Mittelſtand durch ſolche Maßnahmen zu ſchä
digen. Der Steuerſtreik als kommuniſtiſche Methode des
Umſturzes der Staatsordnung iſt kein Mittel der Staats
hilfe, er führt dagegen zum Schaden derjenigen, die ihm
folgen. Schließlich wurde die Gewährung zinsfreier Dar
lehen gefordert, die in erſter Linie den Pächtern, Sied
lern, Heuerleuten und Landarbeitern gegeben werden ſoll
ten als dem Teil der land wirtſchaftlichen Bevölkerung,
deſſen Notlage am größten iſt.
Stagtsvrechtslehrer von beute

Das Berliner Tageblatt“ vom
bringt eine Notiz eines Leſers „Zum
handelt ſich um jene Szene, die ſich am
Auditorium Maximum der Breslauer Univerſität abge
ſpielt hat. An dieſen Tage erſchien Helfritz, der ſonſt
immer im hellen Straßenanzug in die Vorleſung Lam,
ſchwarz gekleidet und begann ſeine Vorleſung mit fol
genden Wogten: Meine Damen und Herren! Jch möchte
den heutigen Tag nicht vorübergehen laſſen, ohne in
ſtillemn, ehrſurchtsvollem Gedenken erſt einige Augenblicke
bei unſerem früheren Kaiſer und König zu verweilen, der
jetzt ſern Weiter kam Herr Helſfritz nicht! Denn ſeine
Anhänger unter den Studierenden legten, wie zu erwarten
war, das „ſtille“ Gedenken ihres Dozenten dahin gus,
daß ſie wild Beifall trampelten. Dieſe von Herrn Hel
Fritz zweifellos vorausgeſehene Provokation rief dann
ſelbſtverſtändlich eine ſtarke Gegendemonſtration hervor.
So mißbrauchte Herr Helfritz damals das Amt, das ihm
Hie Republik anvertraut hat.

20. Märs d. J.
Fall Helſritz“. Es
27. Jan. 1921 im

Luppe freigeſprochen. 3
Oberbürgermeiſter Dr. Luppe-Nürnberg hatte

bekanntlich im November 1926 auf einer Verſammlung der
Deutſchen Demokratiſchen Partei in Deſſau im „Schwar-
zen Adler“ durch völkiſche Zwiſchenrufe gereizt, ſeiner Ge
nugtuung Ausdruck gegeben, daß der völkiſche Landtags
abgeordnete Streicher, der ihn beſonders bösarktig be
kämpft hatte, hinter Schloß und Riegel ſaß. Streicher ver
klagte deswegen Luppe und erzielte deſſen Verurteilung zu
1000 Mark Geldſtrafe wegen Beleidigung. Heute hat die

Strafkammer Nürnberg auf Luppes Berufung das Urteil
gufgehoben und Luppe frei geſprochen da er, ganz
gleich, wie die Aeußerung Luppes gegen Streicher gelautet
haben mag, in Abwehr verleumderiſcher Angriffe gehandelt
hat ſo daß ihm die Wahrung berechtigter Intereſſen zu
gebilligt werden muß. Die geſamten Koſten des Verſah
rens wurden dem Privatkläger Streicher überbürdet.

Keudells Perſonalpolitik.
Nachdem der bisher im Reichskommiſſariat für Ueber

wachung der öffentlichen Ordnung tätige Reſerent Merz
der der Sozialdemokratiſchen Partei angehört, ein Land
ratsamt in Schleſien übernommen hat, iſt als ſein Nach
folger vom Reichsminiſter des Jnnern von Keudell der
deutſchnationale Herr von Stein rück ins Miniſterium
beruſen worden.

Moalrchiſtiſche Propaganda in einem ſtädtiſchen Reakgym-
Rad ibtnt.

Gegen den Leiter des Potsdamer Realgymnaſiums,
Oberſtudiendirektkor Dr. Wüllenweber, iſt, ein Diſziplinar
verfahren eingeleitet worden. Der Direktor wird zur Ver
antwortung gezogen werden, weil er es nicht verhindert
hat, daß ſeine Schule von einem Außenſtehenden zu mo
narchiſtiſcher Propaganda mißbraucht wurde. Ein Graf
Schwerin hatte am Montag, 27. Februar, vor Schülern
des Potsdämer ſtädtiſchen Realgymnaſiums über ſeine
Erlebniſſe in der engliſchen Kriegsgeſangenſchaft einen
Vortrag gehalten, wobei er geäußert haben ſoll „Jch ſetze
meine ganze Hoffnung an eunch, gungens, daß ihr helfen
möget, daß über Deutſchlard wieder die Sonne aufgehe,
und daß ein Mitglied des Hohenzollernhauſes wieder den

Thron veſteige.“ S
Zungahme der Kirchenaustritte in Thüringen

Das Statiſtiſche Landesamt Thüringens veröffentlicht
eine Ueberſicht über die Bewegung in der evangeliſchen
Kirche. Daraus ergibt ſich, daß 1926 gegenüber 1925 eine
Steigerung der Austritte um über 100 Prozent ſtattgefun
den hat. Es erfolgten 1925 4011 Austritkte, während die
Zahl der Austritte im Jahre 1926 9157 betrug Eine
Aufſtellung über die Gründe der Austrittsbewegung dürfte
von großem Intereſſe ſein. Jedenfalls zeigen dieſe Zahlen
der Leitung der evangeliſchen Kirche nicht nur in Thüringen,
daß eine ernſte Prüfung ſtattfinden muß. Die ſtarke Steige
rung der Kirchenaustritte ſollte für die evangeliſche Kirche
eine ernſte Mahnung ſein.
Das verſaſſungsvidrige bayeriſche Wählgeſetz.

Die Parteileitung der demokratiſchen Partei in Bayern
hat beim Staatsgerichtshof des Deutſchen Reiches Klage
wegen des bayeriſchen Wahlgeſetzes geſtellt. Die Klage ſtützt
ſich darauf, daß dieſes Geſetz mit dem in der Reichsver
faſſung gelegten Grundſätzen über die Gleichheit des Wahl
rechts nicht im Einklang ſteht. Die demokratiſche Landes-
tagung in Nürnberg hat die Klageſtellung bewilligt. Auf
dieſer Tagung wurde weiterhin beſchloſſen, daß die Deutſche
Demokratiſche Partet in Bayern ſelbſtändig in den Reichs
und Landtagswahlkampf eintritt.

Neuland ans der Nordſee.
Die auf zwei Jahre vorgeſehene Eindeichungsaärbeit

zur Gewinnung von Neuland am Jadebuſen, ein groß
zügiges, vom Oldenburger Staat eingeleitetes Millivnendro
jekt, iſt jetzt zu einem großen Teil durchgeſührt. Die Länge

des Deiches, der als ſogenannter Hauptdeich gebaut wird,
um auch den höchſten Waſſerfluten Widerſtand bieten zu
können, beträgt zirka 5 Kilometer. Der Deich läuft in
einem großen Bogen von Rüſterſiel ausgehend längs der
Küſte in den Jadebuſen hinaus und endigt in Voslapp.
Das in Frage kommende Aregl iſt etwa 400 000 Qua
dratmeter groß. Nach dem Deichbau wird man 220 Hektar
bewirtſchaften können. Das Land ſoll vorausſichtlich an
Siedler aufgeteilt werden.
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Gegen die Ländergeſandtſchaften!

Zum Haushalt des Reichsinnen miniſteriums hat die
demokratiſche Reichstagsfraktion eine Entſchließung einge
bracht, in der die Reichsregierung erſucht wird, mit allem
Nachdruck auf die Länder dahin einzuwirken, daß die über
flüſſigen und koſtſpieligen Geſandtſchaften der Länder unter
einander aufgehoben werden. Ueber das Exgebnis dieſer
Einwirkung ſoll dem Reichstag Bericht erſtattet werden.
Förderung der Beamtenfortbildung.

Die demokratiſche Reichstagsfraktion hat bei der Be
ratung des Etats des Jnnenminiſteriums eine Entſchlie
hung eingebracht, nach der die Reichsregierung erſucht wird,
den Beitrag für die von den Beruſsvereinigungen der Be
amtenſchaft geſchaffenen Fortbildungseinrichtungen im
im Haushalt 1929 angemeſſen zu erhöhen

Um den Panzerkreuzer
Erklärung der Tenokratiſchen Reichstagsfraktion

Bei der Beratung des Marineetats im Reichstag gab
der Abgeordnete Freiherr von Richthofen namens der Deut
ſchen Demokratiſchen Reichstagsfraktion nachſtehende Exrklä

rung ab
Die Fraktion der Deutſchen Demokratiſchen Partei ſteht

grundſätzlich auf dem Standpunkt, daß die durch die Lage
des Staatshaushalts allgemein gebotene Sparſamkeit auch
bei der Feſtſetzung des Haushalts der Reichewehr und
Reichsmarine entſprechend zur Auswirkung gelangen muß.
Dies iſt umſo erforderlicher, als mit Rückſicht auf die Hal
tung der gegenwärtigen Reichsregierung ſonſt die Leid
tragenden einer durch militäriſche Notwendigkeiten nicht
unbedingt gebotenen Rüſtungspolitik gerade die Bedürftigſten
und Aermſten unſeres Volkes, wie z. B. die Kleinrentner
und Liquidationsgeſchädigten, ſein würden.

Der binnen kurzem einen Betrag von 80 Millionen
Reichsmark erfordernde Bau eines 10 000 Tonnen Paänzer
kreuzers würde gemäß den Mitteilungen der Leitung der
Reichsmarine in den nächſten Jahren eine Geſamtausgabe
von etwa 400 Millionen Reichsmark für die weiteren
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Panzerkreuzer zur Folge haben. Eine grundſätzliche Zuſtim
mung zur Verausgabung eines ſo großen Betrages, wie ſie
in der Bewilligung des erſten Panzerkreuzers liegen würde
könnte die Deutſche Demokratiſche Fraktion unter Berückſich
igung der vorerwähnten finanziellen und ſozialpolitiſchen
Erwägungen überhaupt nur in Betracht ziehen, wenn
ſchwerwiegendſte militäriſche und politiſche Er
wägungen für dieſen Bau ſprechen würden. Dieſe Ueber
zeugung hat aber die Fraktion aus den Ausführungen
des Herrn Reichswehrminiſters nicht gewinnen können.

Abgeſehen davon, daß in keiner Weiſe einzuſehen iſt,
warum die Entſcheidung der ganzen Frage unbedingt im
Haushaltsjahr 1928 erfolgen muß, glaubt die Fraktion
nicht, daß der ſo koſtſpielige Bau dieſer Panzerſchiffe für
den vom Herrn Reichswehrminiſter in Betracht gezogenen
Kriegsfall, deſſen Eintritt ein namenloſes Unglück für
Europa und insbeſondere für unſer Vaterland ſein würde
eine irgendwie nennenswerte militäriſche Machtſtärkung be
deuten würde, während eine ſolche durch andere Verteidi
gungsmaßregeln zu Lande ſicherlich wirkſamer, gerade im
Hinblick auf Oſtpreußen erreicht werden könnte. Die Frak
on iſt ſelbſtverſtändlich gewillt, die Wehrhaftigkeit un
ſeres Volkes in dem nach den Verhältniſſen möglichen Um
fang nicht nur aufrecht zu erhalten, ſondern auch zu ſtärken
Das bedeutet aber nicht, daß ſie jede geſorderte militäriſche
Ausgabe ſchon deshalb bewilligen muß, weil ſie nach dem
Verſailler Diktat zuläſſig wäre. Auch darf nicht außer
Acht gelaſſen werden, daß das Deutſche Reich im eigenſten
Intereſſe den Wunſch haben muß, für eine Abrüſtung
in der Oſtſee zu wirken, keineswegs aber daſelbſt einen
Aufrüſtungswettkampf entſtehen zu ſehen, bei dem ſchon mit
Rückſicht auf die Entwaffnungsbeſtimmungen des Friedens
von Verſailles die Stellung Deutſchlands leider eine be
ſonders ungünſtige ſein muß. Die Fraktion vermag daher
in Anbetracht der derzeitigen allgemeinen Lage eine weſent

liche Stärkung unſerer Wehrkraft in dem Bau der Panzer
ſchiffe nicht zu erkennen. Darüber hinaus hat ſie keinen
Zweifel, daß der Beginn des Baues der Panzerſchiffe im
gegenwärtigen Zeitpunkt außenpolitiſch für Deutſchland nur

h

früher Polizeipräſident von Berlin) ſpricht Dienstag, d. 3. April, abds.

Alle müſſen kommen!

ſchädliche Rückwirkungen haben kann. Sie iſt aber der Mei
nung, daß bei der Beratung des Marinehaushalts nicht
der geeignete Platz iſt, die ſchwerwiegenden Probleme einer
deutſchen Oſtpolitik, deren Führung durch die Ereigniſſe
der letzten Zeit gewiß nicht erleichtert worden iſt, einer
eingehenden Erörterung zu unterziehen Sie begnügt ſich
mit der Feſtſtellung, daß ihr, bei aller Würdigung der dies
bezüglichen Erklärungen des Herrn Reichswehrminiſters und
ſeiner nationalen Motive, die in dieſer Richtung von ihm
vorgetragenen Anſchauungen weder zutreffend zu ſein, noch
mit den derzeitigen Richtlinien deutſcher auswärtiger Poli
kik im Einvernehmen zu ſtehen ſcheinen.

Dies ſind im weſentlichen die Gründe die die Frak
tion der Deutſchen Demokratiſchen Partei veranlaſſen, gegen
die erſte Rate für das Panzerſchiff ihre Stimme abzu
geben.

Parteinachrichten

vinzialſchulkollegium in Münſter und wirkt ſeit dem I
1919 in ſeiner jetzigen Stelle. Miniſterialdirektor
gehört der Deutſchen Demokratiſchen Partei an.

Neuer demokraſtiſcher Landtagsabgeordneter.
Als Nachfolger der verſtorbenen Landtagsabgeo

Balſer tritt fur die Deutſche Demokratiſche Partei
Apotheker Donath aus Goddelau, Vorſitzender des
zirksverbandes GroßGerau des Handwerks und
bes, in den heſſiſchen Landtag ein

Karoline Balſer
Unerwartet ſtarb im Alter von 55 Jahren in D

ſtadt die demokratiſche heſſiſche Landtagsabgeordnete
Karoline Balſer Frau Balſer gehörte mit kurzen
brechungen dem heſſiſchen Landtag ſeit 1919 an. Si
auch demokratiſches Mitglied der Darmſtädter Stadt
ordnetenverſammlung. Die Parteileitung und der R
frauenausſchuß der Deutſchen Demokratiſchen Partei ha
der heſſiſchen Landtagsfraktion und dem Landesberb
ein herzliches Beileidstelegramm geſandt.

Dr. Agnes Goſche
Nach längerem Leiden iſt Frau Studiendirektor

Dr. Agnes Goſche geſtorben. Sie war Ehrenmi
des Halleſchen Lehrerinnenvereins, des Verbandes Halle
ſcher Frauenvereine, des Vereins der Deutſchen Dem
tiſchen Partei Jm ſozialen, beruflichen und politiſ

Leben war ſie ſtets ein Vorbild lauterſter Geſit
ſtärkſten Verantwortungsgefühls. Jhr ganzes Sein
durchpulſt von warmer mütterlicher Güte, von ſteter
bereitſchaft für ihre Mitſchweſtern. Den demokratiſe
Frauen war ſie eine hochgeſchätzte und geliebte Führ
die ſchmerzlich vermißt wird. Sie hat ihr tieſes Wi
und ihre reichen Lebenserfahrungen immer freud
den Dienſt der demokratiſchen Jdee geſtellt. An
letzten 70. Gebürtstage hat ſie erfahren dürſen, w
Liebe und Dankbarkeit ihr alle die entgegenbrachte
ihr im Leben und im Berufe nahe geſtanden. Dieſe Ge
der Treue und Dankbarkeit folgen jetzt der Heimgegang
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Uhr, in Halle im Wintergarte

Bezirk Halle
Halle. Wirrwarr in der Deutſchen Volks

partket. Streſemann korrigkert den Ab
geordneten Cremer. Für den Reg.Bez. Merſeburg

hat die Deutſche Volkspartei wieder ihren bisherigen Reichs
tagsabgeordneten Dr. Cremer als Spitzenkandidaten auf

geſtellt, der ſich bei der Etatdebatte lebhaft für den von
den Demokraten propagierten deutſchen Einheitsſtaat ein
geſetzt hatte. Hieran ſcheint Herr Streſemann ſtarken An
ſtoß genommen zu haben, da nach bisher unwiderſprochenen
Meldungen Streſemann in einer in München gehaltenen
Rede die Einſtellung Cremers als unklug bezeſichnet
und erklärt hat, daß die Cremerſche Rede geeignet ſei,
die Deutſche Volkspartei in peinliche Ungelegen
heiten zu bringen. Denſelben Standpunkt wie Streſe
mann nimmt bekanntlich auch der volksparteiliche Führer
Dr. Scholz ein. Ein ſtärkeres Durcheinander in einer

für Deutſchland vitalen Frage läßt ſich alſo kaum den
ken. Es iſt das übliche Zeichen politiſchen Wirrwarrs in
der Deutſchen Volksparteit.

Halle. Die Reichstagsabgeordnete Frau Dr. Lüders
ſpricht Freitag, 12. April, abends 7,30 Uhr im Hoff
jäger. Frau Dr. Lüders wird beſonders die Arbeit der

Deutſchen Demokratiſchen Partei zur He bung der Renm t
nernot behandeln. Wir erwarten aber, daß auch alle
unſere Mitglieder ſich nicht die Gelegenheit entgehen laſſen,
dieſe hervorragende demokratiſche Frau zu hören Anſchlag

an den Säulen erfolgt rechtzeitig

Halle. Naumann Feier der Deutſchen De
mokratiſchen Parkei. Am Donnerstag Abend hatte
ſich eine ſtattliche Anzahl von Mitgliedern und Freun
den der Partei in den Sälen des NeumarktSchützen
hauſes zu einer Feier des Gedächtniſſes an Friedrich

Naumann vereinigt. Stimmungsvolle Muſik leitete die
Feier ein, worauf Frau Ohlerich, die Vorſitzende der
Deutſch Demokratiſchen Frauengruhppe, herzliche Worte der
Begrüßung ſprach und des kürzlich erfolgten Ablebens
von Frau Dr. Agnes Go ſche mit ehrenden Worten.
für die Verſchiedene gedachte. Ueber Naumann als Menſch
und Politiker ſprach Frau El HeußKnapp Ber
lin Die Rednerin ließ das Wirken Naumanns als Geiſt
licher beſonders auf dem Gebiet ſozialer Pädagogik im
Rauhen Hauſe in Hamburg und ſpäter als Ortspfarrer
in einer kleinen Gemeinde im Sächſiſchen Erzgebirge vor
den Zuhörern erſtehen. Früh ſchon erfaßten und beſchäf
tigten den jungen Pfarrer dann die ſozialpolitiſchen Pro
bleme ſeiner Zeit. Jn der Politik ſtand bei Naumann alle
zeit der vaterländiſche Gedanke an der Spitze. Dies führte
ihn zunächſt zum Verſuch der Gründung einer Partei
der NationalSozialiſten. Später kam Naumann dann zum
freiſinnigen Liberalismus und wurde bei der Gründung
der Deutſchen Demokratiſchen Partei ihr Vorſitzender und
geiſtiger Führer. Sein verhältnismäßig früher Tod riß
eine tiefe Lücke Hatte er es doch verſtanden, allen aus
dem reichen Quell ſeiner Gedanken und ſeines Empfindens
reichlich zu geben und befruchtend und anregend für die
Partei zu wirken Naumanns Geiſt lebt in der Partei
weiter Die Verſammlung dankte Frau HeußKnapp durch
xeichen Beifall. Ein geſelliges Beiſammenſein ſchloß ſich

an. m

Schmiedeberg. Die Verſammlung mit Miniſter Dr.
Schreiber am 25. März kann als große und wirkungs
reiche Kundgebung gelten. Trotz des ſchönen Wetters und
der wenig günſtigen Zeit, nachmittags 4 Uhr, war der
Bſeuch aus allen Schichten der Bevölkerung ein ſehr ſtarker.

Zahna. Am 25. März, abends 8 Uhr, ſprach Miniſter
Dr. Schreiber vor einer gut beſuchten Verſammlung
Auch aus Wittenberg waren viele Parteifreunde erſchienen

7 hTorgau und Liebenwerda (Kreis). Hier fanden in
Rehfeld, Domsdorf, Zſchakau und Zſchekwitz gut beſuchte
Verſammlungen ſtatt, in denen der Geſchäftsführer der
Deutſchen Demokratiſchen Partei Dr. Haepe mit Erfolg
ſprach.

Arbeiten und opfern!
Die Vorbereitungen für den Wahlkampf ſind im Gange.

Wir wollen kämpfen für die demokratiſche Politik, für die
geiſtige Befreiung des modernen Menſchen zur ſtaatsbürger-
lichen Reife und ſozialen Menſchlichkeit. Wir wollen kämp
fen für die Teilnahme aller Schichten und Stände unſeres
Volkes an der Lenkung des Staatsſchiffes und an der Ge

ſtaltung der öffentlichen Angelegenheiten
Wir wollen kämpfen, aber Jdealismus allein genügt

nicht. Wir brauchen Hilfe und Rückendeckung auch ſinan
zieller Art. Wir wünſchen dabei, daß

jede Schulter tragen hilft

Wenn einer eine Mark gibt, kann es mehr ſein, als wenn
ein anderer fünfzig oder hundert gibt. Nicht die Zahl allein
macht es, ſondern die Geſinnung. Und an dieſe Geſinnung
appellieren wir, und ſollten uns in dieſer Opferfveudigkeit
nicht beſchämen laſſen von den Parteien zu unſerer Linken

Alle Sozialdemokraten opfern zum Wahlſchatz ab 1.
März bei einem monatlichen Einkommen

bis 300 Mark monatlich 5 Mark,
ab 300 Mark monatlich 10 Mark.
ab 400 Mark monatlich 15 Mark,
ab 500 Mark monatlich 20 Mark,
ab 600 Mark monatlich 30 Mark,
ab 700 Mark monatlich 35 Mark,
ab 800 Mark monatlich 40 Mark,
ab 1000 Mark monatlich 100 Mark.

Freunde! Demokraten! Helft uns durch die Tat! Stärkt
den Wahlſchatz der Deutſchen Demokratiſchen Partei und
ſtellt euch in den Freundeskreis um unſeren Spitzenkandi

daten
Staatsminiſter Dr. Schreiber

Das Poſtſcheckkonto unſerer Partei trägt die Num-
mer 9923 Leipzig (Bankhaus L. Schönlicht-Halle.). Auch
die Geſchäftsſtelle in Halle, Große Brauhausſtraße 30,
nimmt Beiträge zum Wahlſchatz entgegen.

Freunde! Helft uns! Legt euch freiwillig von Stund
an bis zum 20. Mai eine wöchentliche Abgabe für den
Wahlſchatz auf. Arbeitet in gleicher Weiſe in allen Kreis
vereinen und Ortsgruppen. Wir wollen, wir müſſen ſiegen.
Siegen für unſere Jdee,

die Jdee der demokratiſchen Republik

Jn Herzkerg fand am Donnerstag, den 22. März
Orksverein der D. D. P. ein gut beſuchter geſelliger Abe
ſtatt. Die Hauptvertrauensſrau Frau Wolff ſprach üb
„Frau und Politik“. Auf die Anregung der Vertrauen

frau, Frau Freygang aus Herzberg zeichneten ſich d
anweſenden Frauen zur Bildung einer Frauengrußppe e
Nachdem noch Schulrat Thormann über die Kand
liſte geſprochen hatke und einige Wünſche an den Be
vorſtand zum Ausdruck kamen, blieben die Anw
bei Muſik und Tanz noch lange angeregt und froh
ſammmen. 5

Kelbra. Die Deutſche Demokratiſche Partei (Ortsgrup
Kelbra) geſtaltete ihre erſte vffentliche Verſammlung
einem erbauenden Vortragsabend aus, der von allen
weſenden reichen Beifall erntete Herr Schulrat Pott al
Sangerhauſen behandelte das Thema: Stein der Reſo
mator Preußens. Seine ſachlichen und auf der Höhe di
Objektivität ſtehenden Ausführungen wurden mit lebha
Intereſſe und großem Beiſall aufgenommen Nach dem V
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trag wurden aus der Verſammlung heraus hier und i der g
Fragen geſtellt, die alle glänzend vom Redner beantwort
werden konnten. Von einigen anweſenden Gäſten wur
das Lob der „Objektivität und Sachlichkeit“ des Redne
ausgeſprochen und gleichzeitig der Wunſch und Mahnr

der „Sachlichkeit“ an alle übrigen Parteien erhoben
dieſem gleich zu machen. Alle Anweſenden haben aus d
tiefſchürfenden Reichhaltigkeit des Vortrages den Eindri
mitgenommen, daß die Deutſche Demokratiſche Partei d
Intereſſen und Belange aller Volksſchichten beſtens wah
nimmt und vertritt.

S

h

Telegramm des Magiſtrats der Stadt Halle an
Herrn Handelsminiſter Dr. Schreiber

Der Flughafen Halle Leipzig iſt heute in die Hän
der Flughafengeſellſchaft Halle Leipzig m. b. H. gelel
Der Magiſtrat der Stadt Halle dankt dem Herrn Handel

h

miniſter ergebenſt für die tatkräftige Unterſtützung bei d
leh, aber

Gründung des mitteldeutſchen Flughafens.
Magiſtrat der Stadt Halle

Velthuyſen

Staatstelegramm an den Magiſtrat ein Halle Saat
Für das freundliche Telegramm anläßlich der Grit
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dung der Flughafengeſellſchaft Halle Leipzig danke n tei
beſtens Mit beſonderer Freude habe ich an der Schaffun

des von der genannten Geſellſchaft übernommenen
deutſchen Flughafens mitgearbeitet, der es geſtattet ein r
ſonders wichtiges Wirtſchaftsgebiet ſeiner Bedeutung

in
hiſio

bbgelet

ſprechend und unabhängig von den Zufälligkeiten der La n
desgrenzen und der Gemeindebezirke in den Flugverke
einzugliedern. Möge der Verkehr auf dieſem vorbildlich 4
Flughafen ſtets unter einem glücklichen Stern ſtehen je v

gez. Handelsminiſter Schreiber

Verantwortlich Johannes Dornblüth, Halle
Druck Buchdruckerei Weniger Co., G. m. b H. Deſſe n

Poſtſtraße 9.
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